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Sitzung des Stadtrates 

Die Mitglieder des Stadtrates treten am  

Montag, 13. Februar 2023, 15 Uhr, 

Konzertsaal Pfalzbau, Berliner Straße 30, 

zu einer öffentlichen und einer nichtöffentlichen Sitzung zusammen. 

T a g e s o r d n u n g 

Öffentliche Sitzung 

1. Einwohnerfragestunde 

2. Anträge der Stadtratsfraktionen 

3. Teilnahme der Stadt Ludwigshafen am Kommunalen Klimapakt (KKP) des Landes 
 Rheinland-Pfalz 

4. Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar - 1. Änderung Plankapitel "1.4 Wohnbauflächen" 
 und Plankapitel "1.5 Gewerbliche Bauflächen" 
Behandlungsvorschläge des VRRN zur Stellungnahme der Stadt Ludwigshafen und den 
 Änderungsanträgen der Oberbürgermeisterin 
Beschlussfassung der Verbandsversammlung des VRRN am 09.12.2022 

5. Bebauungsplan Nr. 257a "Gewerbegebiet Am Sandloch" 
 Aufstellungs- und Offenlagebeschluss 

6. KTS Maudach, Schilfstraße Neubau - Maßnahmeantrag 

  



 

7. Ausbau der Stadtteilverbindungsstraße Oggersheim – Melm 
 Erhöhung der Maßnahmenkosten 

8. B44 Strombrücke über den Rhein, Kurt Schumacher Brücke 
Nachrechnung Bauwerk 65216/903.A1 

9. Kanalerneuerung Frankenthaler Straße - Maßnahmegenehmigung- 

10. Unterrichtungspflicht der Kommunalbeamt*innen auf Zeit über ausgeübte Nebentätigkeiten 
und Ehrenämter gem. § 119 Abs. 3 Landesbeamtengesetz (LBG) 

11. Nachwahl Gremienmitglieder 

Beantwortung von Anfragen 

In der nichtöffentlichen Sitzung werden Gesellschafts—, Bau- und Personalangelegenheiten behan-
delt. 

Ludwigshafen am Rhein, 10.02.2023 

gez.  
Jutta Steinruck 
Oberbürgermeisterin 

 

Sitzung des Ortsbeirates Gartenstadt 

Die Mitglieder des Ortsbeirates Gartenstadt treten am  

Mittwoch, 15. Februar 2023, 17 Uhr, 

Gartenstadt-Cafe, Königsbacher Straße 14, 

zu einer öffentlichen Sitzung zusammen. 

T a g e s o r d n u n g 

Öffentliche Sitzung 

1. Einwohnerfragestunde 

2. Bericht Ortsvorsteher 

3. Vorstellung Umweltpatenschaften LU 

4. Einwendungen der FWG-Ortsbeiratsfraktion zur Niederschrift der Sitzung vom 25.11.2022 

5. Etatberatungen 2023 
Haushaltsansätze für den Ortsbezirk 

6. Gemeinsamer Antrag aller Fraktionen im Ortsbeirat 
Umnutzung des Fußballplatzes des VSK Niederfeld 

7. Antrag der SPD-Ortsbeiratsfraktion 
Bushaltestellen Pommernstraße 

8. Antrag der SPD-Ortsbeiratsfraktion 
Ausbesserung Straßenbelag Kallstadter Straße 

  



 

9. Anfrage der SPD-Ortsbeiratsfraktion 
Bezirkssportanlage Gartenstadt 

Ludwigshafen am Rhein, 08.02.2023 

gez. 
Andreas Rennig 
Ortsvorsteher 

 

Planungen werden öffentlich dargelegt 

Bebauungsplan Nr. 680b "Innenentwicklung Oppau-Ost, Teil 2" 

Stadtteil: Oppau 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 680 „Innenentwicklung Oppau-Ost“ aufzustellen. 

Der Beschluss beruht auf § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch -BauGB-. 

Basierend auf diesem Aufstellungsbeschluss wird das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 680 in drei 
kleinere Bereiche unterteilt und als drei Bebauungspläne Nr. 680a - c in separaten Verfahren fortgeführt. 
Der Geltungsbereich des hier vorliegenden Teils Nr. 680b "Innenentwicklung Oppau-Ost, Teil 2" liegt 
im angemessenen Sicherheitsabstand von Anlagen, welche der Störfallverordnung unterliegen, und 
wird daher im Vollverfahren durchgeführt. 

Ziel und Zweck der Planung 

Ziel der Planungen ist es, eine geordnete städtebauliche Entwicklung und Wohnraumgewinnung im In-
nen¬bereich unter Wahrung ökologischer und kleinklimatischer Standards und Sicherung der Wohn- 
und Le¬bensqualität in den Bestandsquartieren zu ermöglichen. Dabei sollen Potentiale und Grenzen 
für die bauliche Entwicklung herausgearbeitet und Rahmenbedingungen für diese entwickelt werden. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 10,5 ha und ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 
beigefügten Lageplan. Er wird begrenzt 

im Norden: von der südlichen Straßenbegrenzungslinie der Karl-Otto-Braun-Straße, 
im Osten: von der westlichen Straßenbegrenzungslinie des Ostrings, 
im Süden: von der nördlichen Straßenbegrenzungslinie der Bürgermeister-Trupp-Straße, 
im Westen: von der östlichen Straßenbegrenzungslinie der Großen Gasse und der Edigheimer 
Straße. 

Der Bebauungsplan wird im Vollverfahren aufgestellt; dies umfasst neben den frühzeitigen Beteiligungs-
schritten nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB auch die Pflicht zur Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB. 

Die Stadtverwaltung – Bereich Stadtplanung – wird die Ziele und Zwecke der Planung und ihre Auswir-
kungen (Planungsabsichten und Lösungsmöglichkeiten) gemäß § 3 Abs. 1 BauGB (Planungsabsichten 
und Lösungsmöglichkeiten) gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen einer Ausstellung in der Zeit 

vom 22.02.2023 bis einschließlich 10.03.2023 

  



 

öffentlich darlegen. Die Ausstellung findet beim Bereich Stadtplanung der Stadtverwaltung Ludwigsha-
fen im Foyer (Erdgeschoss) des Verwaltungsgebäudes Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen statt. Sie 
ist montags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr ge-
öffnet. 

Ebenso kann in diesem Zeitraum der Planentwurf mit Begründung im Internet eingesehen werden unter 
www.ludwigshafen.de über den Pfad: Nachhaltig / Planen, Bauen, Wohnen / Bauleitplanung /Öffentlich-
keitsbeteiligung. 

Zusätzlich wird allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern in einem Erörterungstermin am 

Donnerstag, den 23.02.2023, um 17.00 Uhr 

Gelegenheit gegeben, sich zur Planung zu äußern. Diese so genannte frühzeitige Bürgerbeteiligung 
findet ebenfalls beim Bereich Stadtplanung der Stadtverwaltung Ludwigshafen im Foyer (Erdgeschoss) 
des Verwaltungsgebäudes Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen statt. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 3 BauGB in Verbindung mit 
Art. 6 Abs. 1e Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen Datenschutzge-
setz. Wird eine Stellungnahme ohne Absenderangaben abgegeben, erfolgt keine Mitteilung über das 
Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen sind dem Formblatt "Informationspflichten bei der Erhe-
bung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB" (Art. 13 DSGVO) zu entneh-
men, welches im Rahmen der Offenlage ausliegt. 

Ludwigshafen am Rhein, den 06.02.2023 

gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

Geltungsbereich: 

 

  



 

Hinweis: 

Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung (GemO) über die Ausschließungsgründe (§ 
22 Abs. 1 GemO) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34 
GemO) ist nach § 24 Abs. 6 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser 
öffentlichen Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsver-
letzung begründen können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 

 

Planungen werden öffentlich dargelegt 

Bebauungsplan Nr. 680c "Innenentwicklung Oppau-Ost, Teil 3" 

Stadtteil: Oppau 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12.07.2021 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 680 "Innenentwicklung Oppau-Ost" aufzustellen. 

Der Beschluss beruht auf § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch -BauGB-. 

Basierend auf diesem Aufstellungsbeschluss wird das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 680 in drei 
kleinere Bereiche unterteilt und als drei Bebauungspläne Nr. 680a - c in separaten Verfahren fortgeführt. 
Der Geltungsbereich des hier vorliegenden Teils Nr. 680c "Innenentwicklung Oppau-Ost, Teil 3" liegt im 
angemessenen Sicherheitsabstand von Anlagen, welche der Störfallverordnung unterliegen, und wird 
daher im Vollverfahren durchgeführt. 

Ziel und Zweck der Planung 

Ziel der Planungen ist es, eine geordnete städtebauliche Entwicklung und Wohnraumgewinnung im In-
nenbereich unter Wahrung ökologischer und kleinklimatischer Standards und Sicherung der Wohn- und 
Lebensqualität in den Bestandsquartieren zu ermöglichen. Dabei sollen Potentiale und Grenzen für die 
bauliche Entwicklung herausgearbeitet und Rahmenbedingungen für diese entwickelt werden. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 21,4 ha und ergibt sich aus der gestrichelten Linie im 
beigefügten Lageplan. Er wird begrenzt 

im Norden: von der südlichen Straßenbegrenzungslinie der Bürgermeister-Trupp-Straße, 
im Osten: von der westlichen Straßenbegrenzungslinie der Bad-Aussee-Straße 
im Süden: von der nördlichen Straßenbegrenzungslinie der Horst-Schork-Straße, 
im Westen: von der östlichen Straßenbegrenzungslinie der Windthorststraße. 

Der Bebauungsplan wird im Vollverfahren aufgestellt; dies umfasst neben den frühzeitigen Beteiligungs-
schritten nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB auch die Pflicht zur Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB. 

Die Stadtverwaltung – Bereich Stadtplanung – wird die Ziele und Zwecke der Planung und ihre Auswir-
kungen (Planungsabsichten und Lösungsmöglichkeiten) gemäß § 3 Abs. 1 BauGB (Planungsabsichten 
und Lösungsmöglichkeiten) gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen einer Ausstellung in der Zeit 

vom 22.02.2023 bis einschließlich 10.03.2023 

öffentlich darlegen. Die Ausstellung findet beim Bereich Stadtplanung der Stadtverwaltung Ludwigsha-
fen im Foyer (Erdgeschoss) des Verwaltungsgebäudes Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen statt. Sie 
ist montags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr  
geöffnet. 



 

Ebenso kann in diesem Zeitraum der Planentwurf mit Begründung im Internet eingesehen werden 
 unter www.ludwigshafen.de über den Pfad: Nachhaltig / Planen, Bauen, Wohnen / Bauleitplanung / 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Zusätzlich wird allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern in einem Erörterungstermin am 

Donnerstag, den 23.02.2023, um 17.00 Uhr 

Gelegenheit gegeben, sich zur Planung zu äußern. Diese so genannte frühzeitige Bürgerbeteiligung 
findet ebenfalls beim Bereich Stadtplanung der Stadtverwaltung Ludwigshafen im Foyer (Erdgeschoss) 
des Verwaltungsgebäudes Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen statt. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 3 BauGB in Verbindung mit 
Art. 6 Abs. 1e Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen Datenschutzge-
setz. Wird eine Stellungnahme ohne Absenderangaben abgegeben, erfolgt keine Mitteilung über das 
Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen sind dem Formblatt "Informationspflichten bei der Erhe-
bung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB" (Art. 13 DSGVO) zu entneh-
men, welches im Rahmen der Offenlage ausliegt. 

Ludwigshafen am Rhein, den 06.02.2023 

gez. 
Alexander Thewalt 
Beigeordneter 

Geltungsbereich: 

 

Hinweis: 

Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung (GemO) über die Ausschließungsgründe (§ 
22 Abs. 1 GemO) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34 
GemO) ist nach § 24 Abs. 6 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser 
öffentlichen Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsver-
letzung begründen können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 

 



 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 04.02.2022 zur wesentlichen Änderung in der Elektrolyse 2-Fabrik. 

Vorhaben:  Anpassung des Solekreislaufs – Sulfatentfernung  

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38, Bau B 420, A 509 Anlagen-Nr. 17.04, Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr 2801/05.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-
konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-
werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 
ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-
nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 
Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 
Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-
triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 
keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 02.02.2023 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 
Thewalt 
Beigeordneter 

 



 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 13.05.2022 zur wesentlichen Änderung in den Kammerbetrieben. 

Vorhaben: Kammer 8: Kapazitätserhöhung & Nachrüstungen 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38, Bau D 431, D 436, D 439, D 440, E 413, Anlagen-Nr. 08.03, Gemarkung Ludwigshafen, 
Flurst.Nr 2608/51.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-
konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-
werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 
ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-
nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 
Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 
Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-
triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 
keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 02.02.2023 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 
Thewalt 
Beigeordneter 

 

  



 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 24.06.2022 zur wesentlichen Änderung in der Hydramin-Fabrik. 

Vorhaben: Lagerung von Katalysatoren 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38, Bau G 500, Anlagen-Nr. 08.04, Gemarkung Friesenheim, Flurst.Nr 2539/42.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-
konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-
werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 
ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-
nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 
Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 
Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-
triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 
keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 02.02.2023 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 
Thewalt 
Beigeordneter 

  



 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 
bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 
Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 11.05.2022 zur wesentlichen Änderung in der Butandiol-Fabrik. 

Vorhaben: Errichtung von neuen Wärmetauschern im Wasserstoffkreis 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-
Straße 38, Bau D 611, Anlagen-Nr. 07.02, Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr 2608/53.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 
Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 
Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-
konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 
in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-
werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 
ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-
nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 
Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 
Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-
triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 
keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 02.02.2023 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 
Thewalt 
Beigeordneter 

 

 

 



 

Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter  

www.auftragsboerse.de. 

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 

Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 

Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu gestal-
ten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der Metropolregion 
Rhein-Neckar angeschlossen. 

 

 


